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Energiewirtschaft auf dem Prüfstand

ENERGIEPOLITIK

Wolfgang Oehme, Hamburg

Wie schon fünf Jahre zuvor sind Bevölkerung und Politiker aufgeschreckt. Dabei hatte sich an den 
langfristigen Energieprognosen — schon aus der Zeit vor 1973/74 — in der Aussage nichts geändert: 
Energieknappheit wird zum kritischen Faktor unserer weiteren wirtschaftlichen Entwicklung werden. 
Welche Folgerungen sind daraus zu ziehen? ’)

V or einem knappen halben Jahr wurde der fünf­
te Jahrestag der Vervierfachung der OPEC- 

Preiserhöhung von 1973/74 von Politikern und 
Journalisten als ein Markstein in der Wirtschafts­
geschichte der Gegenwart gewürdigt. Für die 
Mehrzahl der Kommentatoren schien dabei die 
Welt des Öls in Ordnung zu sein. Die damals vor­
hergesagte Katastrophe für das Weltwirtschafts­
system war ausgeblieben, das Währungssystem 
hat das Dollar-Recycling überstanden, die OPEC- 
Länder sind Großabnehmer von Industriegütern 
geworden.

Der Zeitraum 1974—1978 hat uns jedoch nur eine 
Atempause gewährt, eine zwar teurere, aber „kom ­
fortable“ Ölversorgung stand zur Verfügung. Zwar 
hatten schon Ende der 60er Jahre einige Ölfir­
men und kritische Wissenschaftler, wie z. B. im 
Club of Rome, vor einer Überschätzung der Ver­
fügbarkeit von Rohstoffquellen gewarnt. Eindring­
lich wurde auf die Notwendigkeit zu sparsamem 
Umgang mit Energie hingewiesen. Der Appell 
schien jedoch für viele nicht in das Bild des Alltags 
zu passen. Auch kam die Bundesrepublik in den 
vergangenen zwei Jahren in den Genuß stabiler, 
teilweise sogar sinkender Mineralölpreise durch 
die Entwertung des US-Dollar gegenüber der DM. 
Hinzu kommt, daß eine Betrachtung des volksw irt­
schaftlichen Wachstums seit 1973 bis heute einen

') Bei unserem B eitrag hande lt es sich um Auszüge aus einem 
Vortrag von W olfgang Oehme im HW W A-Institut fü r  W irtschafts­
forschung-Hamburg.

Wolfgang Oehme, 55, Dipl.-Volkswirt, ist 
Vorstandsvorsitzender der Esso AG In Ham­
burg.

Anstieg von rd. 10%  ergibt, der Energiever­
brauchszuwachs nur etwa 2,5%. Die Schlußfolge­
rung aber, damit sei die sogenannte Abkoppelung 
bereits vollzogen, wäre völlig falsch, weil Konjunk­
tureinbrüche der großen Energie verbrauchenden 
Sektoren Chemie, Stahl sowie Steine und Erden, 
gekoppelt m it vier milden Wintern, das Ergebnis 
verzeichnen.

Der Wettbewerb in unserem liberalen Wirtschafts­
system bescherte dem Verbraucher ein niedriges 
Preisniveau, der M ineralölindustrie und dem Berg­
bau jedoch Verluste. Ein Anreiz zum Energiespa­
ren ging von dieser Entwicklung mit Sicherheit 
nicht aus. An den langfristigen Vorausschauen 
aber, schon aus der Zeit vor 1973/74, hat sich in 
der Aussage nichts geändert. Immer wurde darauf 
hingewiesen, daß die „Versorgungsdecke“ mit ö l 
äußerst dünn wird und daß w ir uns Energiever­
schwendung nicht leisten können.

Unser Energiebewußtsein nach 1973 war auf die 
Notwendigkeit der Reduzierung des Ölanteils am 
Energieverbrauch, eine Sicherung des Absatzes 
deutscher Steinkohle und einen Ausbau der Kern­
kraft ausgerichtet. Als sich etwa ab 1975 aufgrund 
einer schwachen W irtschaftskonjunktur und einer 
Wachstumsschwäche energieintensiver Industrien 
ein gewisser Energieüberschuß zeigte, war man 
schnell bereit, auf die Kernenergie möglichst zu 
verzichten, die Notwendigkeit von Energieerspar­
nis kleinzuschreiben und langfristig auf die Zu­
kunft der Solarenergie zu hoffen. Und wie wird 
unser Energiebewußtsein nach 1978/79 sein? Ver­
mutlich w ird w ieder einmal der Kernenergie und 
der Energieeinsparung ein höherer Stellenwert 
gegeben werden; und sobald sich die Versor­
gungssituation entspannt, w ird man das Unbe­
queme wieder vor sich herschieben.
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Müssen eigentlich immer erst wieder Ausnahme­
situationen eintreten, wie jetzt der Ausfall des 
Iran-Rohöls, damit von der Bevölkerung und den 
Politikern verstanden wird, daß der langfristige 
Trend der Energieprognose unverändert g ilt und 
daß Energieknappheit der kritische Faktor unse­
rer weiteren wirtschaftlichen Entwicklung werden 
wird?

Heute ist ö l knapp auf dem Weltmarkt; die Iran- 
Lieferungen fehlen, und andere Produzenten kön­
nen, selbst wenn sie wollten, die Lücke nicht vo ll­
kommen ausfüllen — außerdem war die Witterung 
außergewöhnlich. An die geänderte Situation wer­
den sich Verbraucher und die M ineralölindustrie 
anpassen müssen. Es g ilt also, kurzfristige 
Schwankungen um den Trend richtig zu interpre­
tieren, insbesondere aber nicht in eine Über-Reak- 
tion zu verfallen, die dann womöglich Basis für 
Fehlentscheidungen wird.

Verdoppelung des Weltverbrauchs

Die Energiewirtschaft steht nicht erst seit heute 
auf dem Prüfstand, auch nicht seit der Versor­
gungskrise 1973/74, in der sie einmal mehr ihre 
Leistungsfähigkeit bewies. Der Weltenergiebedarf 
— vor allem in den Industrieländern — hat sich 
seit Mitte der 50er Jahre fast vervierfacht, der Öl­
verbrauch sogar versechsfacht. Eine stolze Lei­
stung, aber sie darf nicht zu dem irrigen Glauben 
verleiten, daß w ir angesichts dieser Bilanz unbe­
kümmert in den Tag hineinleben können.

Diese Aussage ist vor folgendem Hintergrund zu 
sehen:

Es ist kaum vorstellbar, daß der Energieverbrauch 
bei steigender Weltbevölkerung nicht mehr zuneh­
men sollte. Bis zum Jahr 2000 wird die Weltbevöl­
kerung von heute rd. 4 Milliarden auf etwa 6 M illi­
arden gestiegen sein. Jeder Weltbürger verbraucht 
heute etwas mehr als 2 t Steinkohleneinheiten 
(SKE) Energie — wobei der Konsum pro Kopf je 
nach Entwicklungs- und Industrialisierungsstand 
in den verschiedenen Ländern zwischen 0,2 t SKE 
in niedrig entwickelten Ländern über 5,5 t SKE ln 
Westeuropa bis zu 12 t SKE in den USA schwankt.

Schon die äußerst konservative Annahme eines 
konstanten Energieverbrauchs pro Kopf ließe den 
Weltenergieverbrauch bis zum Jahr 2000 um ein 
Drittel anstelgen. W ir erwarten jedoch eine Ver­
doppelung des Energieverbrauchs, der im wesent­
lichen durch die überproportionale Nachfrage der 
weniger entwickelten Länder bestimmt sein wird.

Diese Länder werden nicht länger ohne Industria­
lisierung auf einem niedrigen Entwicklungsstand 
verharren wollen; sie werden allein schon ihre 
Probleme der Nahrungsmittelsicherung und Ver­
besserung des Lebensstandards nur m it einem

starken Energieverbrauchsanstieg überwinden 
können. Gegen Ende dieses Jahrhunderts werden 
etwa drei Viertel der Weltbevölkerung in diesen 
Ländern leben. Die hohen Anforderungen an den 
W eltenergiemarkt werden im wesentlichen von die­
ser Seite gestellt werden. Um diesen Anforderun­
gen gerecht werden zu können, werden gerade 
die entwickelten Länder und Industriestaaten ihr 
Haus in Ordnung bringen müssen; die Länder 
also, auf die heute etwa 80%  des Weltenergiebe­
darfs entfallen.

Daß hier etwas geschehen muß, ist nicht etwa eine 
Prophezeiung, sondern die nüchterne Analyse 
langfristiger Energieprognosen. Prognosen sind 
so gut wie ihre Annahmen. Auch wenn der Ziel­
konflikt zwischen Präzision und Zuverlässigkeit 
einer prognostizierten Aussage nicht zu überwin­
den ist, so sind Prognosen für die langfristige 
Ausrichtung der Energiepolitik unentbehrlich. Hier­
bei kommt es nicht auf Kommastellen an. Der Ent­
wicklungstrend ist entscheidend, und gerade hier 
wird bei Energieprognosen häufig gesündigt, da 
ein zu kurzfristiger Zeitraum gewählt wird. Wir 
müssen uns vor Augen halten, daß auf dem Ge­
biet der Energiegewinnung und -erschließung der 
Realisierungszeitraum von Investitionen sehr lang 
ist. Zumindest ist er wesentlich länger als die Le­
gislaturperioden in unseren Demokratien. Der Po­
litiker muß ln vier Jahren seinen „re tu rn “ erwirt­
schaften, die Energiewirschaft rechnet mit der vier- 
bis fünffachen Zeit. Schon dadurch ist häufig ein 
gestörtes Verhältnis zu den Grenzen und Möglich­
keiten einer Prognose zu erklären. Fortwährend 
werden kurzfristige Marktentwicklungen und Ent­
scheidungen mit Erkenntnissen über den lang­
fristigen Entwicklungstrend verwechselt.

Prognose für die Bundesrepublik

Wenn auch keine starre Relation zwischen Wirt­
schaftswachstum und Energieverbrauch besteht, 
so g ilt doch generell, daß Wirtschaftswachstum in 
der Regel einen Mehrverbrauch an Energie zur 
Folge hat. In welchen Sektoren und in welchem 
Umfang, muß in den Prognosen näher analysiert 
werden, bevor sich ein Gesamtbild ergibt. Bleiben 
w ir beispielsweise bei den Basisannahmen, die für 
eine Prognose der Energieentwicklung der Bun­
desrepublik zu treffen wären:

Die hohen Wachstumsraten der 60er Jahre für das 
reale Bruttosozialprodukt dürften sich zukünftig 
nicht wiederholen. Wesentliche Elemente dafür 
sind die abnehmende Bevölkerungszahl, eine zu­
nehmende Verlagerung der Bedürfnisse von ma­
teriellen Gütern zu Dienstleistungen, wodurch der 
Anteil der Industrie am Sozialprodukt relativ ab­
nehmen wird, und der Zwang, als Hoch-Lohnland 
auf eine technologisch intelligentere Produktpalet­
te ausweichen zu müssen, was zusammen mit
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dem steigenden Dienstleistunganteil die gesamt­
wirtschaftliche Produktivitätsrate drückt.

Eine Wachstumsrate des realen Bruttosozialpro­
dukts von knapp 3%  pro Jahr dürfte bis 1990 
ökonomisch erreichbar sein. Als Basis für eine 
langfristige Energieverbrauchsentwicklung er­
scheint diese Rate niedrig. Sie steht im Gegensatz 
zu der Prämisse eines durchschnittlichen jähr­
lichen Wirtschaftswachstums von fast 4% , wie sie 
in der zweiten Fortschreibung des Energiepro­
gramms der Bundesregierung zugrunde gelegt 
wird. Eine derartige Größenordnung war für die 
Energieprognosen der Institute lediglich eine po­
litische Vorgabe. Nach Auffassung der Bundes­
regierung sind 4%  Wachstum p.a. erforderlich, 
um die Beschäftigungsprobleme und eine Reihe 
weiterer gesellschaftlicher und ökonomischer Pro­
bleme zu lösen.

Ausgehend von einem realistischeren 3%-Wachs- 
tum läßt sich für den Energieverbrauch der Bun­
desrepublik bis etwa zum Jahr 1990 folgende Fest­
stellung treffen: Der Energieverbrauchszuwachs 
wird künftig langsamer als die Wirtschaftsentwick­
lung sein. In den Jahren 1965 bis 1973 — also vor 
der drastischen Ölpreiserhöhung der OPEC — ent­
wickelten sich die Relationen der Zuwachsraten 
von Energie und Wirtschaft nahezu parallel, d. h. 
1:1. In den nächsten zehn Jahren wird diese Re­
lation auf 1:0,8 bis 1:0,7 absinken. Eine für die 
Energiepolitik und ihre Maßnahmen wichtige Fest­
stellung, für die heute der Begriff „Entkoppelung“ 
benutzt wird. Dieser Entkoppelungsgrad ist im 
Laufe der Jahrzehnte steigerungsfähig.

Struktur des Energiemarktes

1978 verbrauchte die Bundesrepublik 387 Mill. t 
SKE Primärenergie. Mehr als die Hälfte davon war 
öl, knapp ein Drittel waren Stein- und Braun­
kohle. Der Rest waren Gas, Wasserkraft und Kern­
energie. Auf der Basis der diskutierten ökonomi­
schen Entwicklung dürfte 1990 der Energiever­
brauch rund 490 Mill. t SKE erreichen, fast 30%  
mehr.

Basierend auf der Einschätzung energiepolitischer 
Maßnahmen rechnen w ir m it folgenden Möglich­
keiten der Bedarfsdeckung: Die Steinkohle dürfte 
ihren Anteil von etwa 18%  halten. Als sicher ver­
fügbare Energie ist sie trotz Subventionen nicht 
auf allen Gebieten wettbewerbsfähig; die heimi­
sche Förderung kann nicht wesentlich gesteigert 
werden. Importkohle kann jedoch als ergänzendes 
Angebot in späteren Jahren hinzutreten. Die deut­
sche Braunkohle wird ihre Verfügbarkeit kaum 
über ihr gegenwärtiges Niveau von 130 Mill. t  hin­
aus steigern können. Auch das heimische Erdgas 
ist nicht steigerungsfähig. Zunehmende Importe, 
die jetzt schon mehr als 60%  des Bedarfs decken,

werden den Anteil des Gases am Energiever­
brauch nur noch leicht steigen lassen.
Das Energiepotential der Wasserkraft ist in 
Deutschland weitgehend genutzt. Sonnenenergie 
und sonstige neue Energieformen werden in der 
nächsten Dekade technologisch erst solch einen 
Stand erreichen, daß von ihnen noch keine spür­
bare Entlastung der Energieversorgung zu erwar­
ten ist.
Die Kernenergie, aus der heute schon etwa 12%  
der deutschen Stromerzeugung stammt, bietet da­
gegen aussichtsreiche Möglichkeiten. Sie ist somit 
keine Novität; sie ist jedoch durch umweltpoliti­
sche und juristische Einsprüche in ihrer Entwick­
lung behindert und bleibt deshalb hinter ihren 
technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten zu­
rück. Auf mehr als 10%  Anteil am Primärenergie­
bedarf gegenüber heute 3%  dürfte der Kernener­
gie-Anteil in den nächsten zehn Jahren kaum 
steigen.
Um den Energiebedarf der Bundesrepublik zu 
decken, wird also das Mineralöl heute wie mor­
gen in der Bundesrepublik der wichtigste Energie­
träger sein. Es deckt heute mehr als 52%  des 
Energiebedarfs. Mit 45%  Anteil bleibt es auch 
1990 weiterhin der wichtigste Energieträger, ob­
wohl w ir ein erhebliches Anwachsen der Kern­
energie in diesem Zeitraum unterstellen. Von 
heute an steigt der ö lbedarf um über 10 Mill. t 
auf mehr als 150 Mill. t, von denen jetzt und künf­
tig mehr als 96%  durch Importe gedeckt werden.

Unbefriedigende Technologie

Können w ir uns eine derartige Entwicklung in der 
Bundesrepublik erlauben? Ist unser Verhalten als 
Energieverbraucher und Erzeuger zu verantwor­
ten? Ohne auch nur auf die Möglichkeiten des 
Weltenergiemarktes zu sehen, in den die Bundes­
republik eingebunden ist, muß man dies vernei­
nen. Wir sind „erstklassige“ Energieverschwen­
der. Dabei befinden w ir uns allerdings in „erst­
klassiger“ Gesellschaft mit anderen Industrie­
ländern.
Allein unser Hang zu bequemen Edelenergien, wie 
Elektrizität, Mineralölprodukte, generell umge­
formte Primärenergie, hat zur Folge, daß ca. 40%  
des Primärenergieeinsatzes dabei nutzlos in Um­
wandlungsprozessen verloren gehen. Dieser Pro­
zentsatz steigt künftig sogar noch an. Fast zwei 
Drittel dieses Umwandlungseinsatzes entfallen 
allein auf die Erzeugung von Elektrizität. Der T ri­
but für diese bequeme und vielseitige Energie ist 
erheblich. W ir sind uns dessen nur nicht bewußt.

Schon aus dieser Sicht arbeitet unsere Energie­
technologie, ganz allgemein formuliert, noch 
äußerst unbefriedigend. Die Wirkungsgrade in der 
Energieumwandlung und -nutzung müssen stän­
dig verbessert werden. Nicht allein die spektaku­
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lären Summen, die die Kemtechnologie für ihre 
Forschung benötigt, können uns hier weiterbrin­
gen. Alle Energiebereiche werden größere For­
schungsanstrengungen unternehmen müssen.

Da die Nuklearenergie bisher nur für die Elektri­
zitätserzeugung nutzbar ist, sollte Ihr dort ein 
breiterer Raum geschaffen werden. Andere bis­
her dort eingesetzte Energien wie Kohle, ö l, Gas 
sind substituierbar und können so für andere 
Verwendungsbereiche freigemacht werden.

Auch der bereits angesprochene „Entkoppelungs­
prozeß“ zwischen Energieverbrauchsanstieg und 
Wirtschaftswachstum kann langfristig in seiner 
Wirkung noch nicht als ausreichend angesehen 
werden.

Überträgt man diesen Vorgang auf weltweite Maß­
stäbe, dann sind die erwarteten Ergebnisse recht 
spektakulär, aber sicher noch nicht ausreichend.

Aus heutiger Sicht dürfte in den kommenden zehn 
bis zwölf Jahren ein Energieverbrauchsanstieg in 
der freien Welt von etwa 3,5%  p. a. zu erwarten 
sein, die erwartete jährliche Rate des Wirtschafts­
wachstums dürfte bei nahe 4 % p. a. liegen. Diese 
Raten erscheinen oberflächlich gesehen niedrig. 
Dennoch bedeutet dieser Anstieg, daß das Ener­
gieverbrauchsniveau um 1990 etwa 60%  höher 
als heute liegen dürfte. In absoluten Zahlen: Der 
Energieverbrauch außerhalb des Ostblocks steigt 
von heute rund 6,4 Mrd. t SKE auf etwa 10,4 Mrd. 
t SKE an. Dieser Zuwachs entspricht dem zwei­
einhalbfachen Energieverbrauch Westeuropas im 
Jahre 1977. Ohne den in den industrialisierten 
Ländern zu erwartenden Einsparungs-Effekt wäre 
der Energiebedarf 1990 sogar noch um 15 bis 
20%  höher und würde damit ein Niveau von 12 
Mrd. t SKE erreichen. Ein Einsparungserfolg 
zwischen 15—20%  käme fast dem vierfachen 
Energieverbrauch der Bundesrepublik gleich oder 
der doppelten ö lförderung von Saudi-Arabien.

Bleibender dlbedarf

So ermutigend sich derartige Relationen anhören, 
die hoffentlich durch ein neues Energiebewußt­
sein eintreten oder übertroffen werden, so müssen 
andere Relationen das Bild wieder geraderücken: 
Wir stehen vor einer gewaltigen Beschleunigung 
des Energieverbrauchsanstiegs in den kommen­
den 20 Jahren. W ir werden in diesem Zeitraum 
eine Energiemenge verbrauchen, die etwa dem 
Energieverbrauch der Welt seit Beginn der indu­
striellen Revolution entspricht. Bei der Frage nach 
den Deckungsmöglichkeiten eines derartig wach­
senden Energiebedarfs der freien Welt wird mehr 
und mehr deutlich, daß w ir noch sehr lange mit 
den gegenwärtigen konventionellen Energieträ­
gern leben müssen. Bis in die 90er Jahre dieses 
Jahrhunderts werden neue Energieträger, wie

Produkte aus der Kohlevergasung oder -Verflüssi­
gung, aus Ölschiefern und ölsänden sowie die 
Solarenergie, kaum einen merkbaren Beitrag zur 
Energieversorgung leisten können.

Bis zur Erreichung eines merkbaren wirtschaftlich- 
technischen Durchbruchs dieser Energien muß mit 
langen Vorlaufzeiten gerechnet werden. Auf die­
sem Gebiet schnell etwas zu erreichen, b leibt aus 
heutiger Sicht eine Utopie. Bereits seit vielen Jah­
ren laufen Bemühungen, Erdgas, Kernenergie und 
Kohle in stärkerem Umfang zur Energiebedarfs­
deckung heranzuziehen. Der Zuwachs des Ener­
giebedarfs sollte in den kommenden Jahrzehnten 
stärker durch andere Energien als das ö l gedeckt 
werden:

□  Die Kohle ist ein Energieträger mit gewaltigen 
Reserven. Mit steigenden Energiepreisen beginnt 
die verstärkte Kohleverwendung wieder an Attrak­
tivität zu gewinnen. Der Trend der Vergangenheit 
eines abnehmenden Kohleanteils an der Welt­
energiebilanz wird sich daher langfristig umkeh­
ren. Bis in die 90er Jahre hinein dürfte die Kohle 
ihren 20% -Anteil mindestens behaupten können. 
Allein diese Entwicklung würde schon eine Ver­
doppelung der Kohleverwendung in den USA be­
deuten; gleichzeitig müßte es zu einer schnelleren 
Erschließung der Vorkommen mit relativ günstigen 
Kosten, wie etwa in Australien, Südafrika, Süd­
amerika, kommen. Neben der Schaffung einer 
kohleproduzierenden und -verbrauchenden Infra­
struktur müssen aber auch die Probleme Im Be­
reich des Umweltschutzes gelöst werden.

□  Das Gasangebot läßt sich weltweit nur noch 
begrenzt ausweiten. Die Förderung in entwickel­
ten Ländern, insbesondere in den USA, dürfte 
langfristig eher zurückgehen. Auch die großen, 
teilweise internationalen Projekte, wie in der nord­
amerikanischen Arktis, der Nordsee, in Afrika, im 
Nahen und Fernen Osten, werden nicht verhindern 
können, daß der Erdgas-Anteil an der Energiever­
sorgung der freien Welt von gegenwärtig etwa 
19%  auf 15%  in den 90er Jahren absinkt.

□  Die technisch-wirtschaftlichen Möglichkeiten 
der Kernenergie sind ebenso bekannt wie die 
weltweit vorhandenen Widerstände gegen diesen 
Energieträger. Gegenüber einem Anteil von heute 
etwa 3%  an der Deckung des Weltenergiebedarfs 
dürften etwa 1990 voraussichtlich 8%  erreicht 
werden. Ob ein derartiger Anteil wirklich erreich­
bar sein wird, ist offen, solange nicht die Aversion 
gegen die Kernenergie sich von den Emotionen 
löst und den Weg der Logik einschlägt.

Zählt man die Beiträge der einzelnen Energieträ­
ger zusammen, so zeigt sich als ernüchterndes 
Ergebnis: ö l wird etwa um das Jahr 1990 noch 
immer etwa die Hälfte des Energiebedarfs der 
freien Welt decken müssen — ebenso wie heute.
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Dieser ö lbedarf wird m it rund 3,6 Mrd. t  um etwa 
50%  über der Förderung des vergangenen Jahres 
liegen. Der Ölverbrauch der nächsten zwölf Jahre 
entspricht summiert einer Menge von etwa 38 
Mrd. t. So viel wurde in der freien Welt in den 
vergangenen 120 Jahren bis zum heutigen Tage 
verbraucht.

Grenzen der Verfügbarkeit

Daß beim Erdöl Grenzen der Verfügbarkeit be­
stehen, ist m ittlerweile wohl Allgemeingut gewor­
den. Was jedoch nicht immer klar erkannt wird, 
ist die Tatsache, daß auch bei der Begrenztheit 
der Ölreserven die ö lförderung eines Tages nicht 
schlagartig aufhört. W ir müssen uns vielmehr dar­
auf einstellen, daß die Entwicklung auf ein maxi­
males Förderplateau hinläuft, von dem aus die 
Produktion nach einer gewissen Zeit absinkt — 
ein Vorgang des nächsten Jahrhunderts. Diese 
zwei Entwicklungen — der steigende Energiebe­
darf und das Förderplateau — laufen nicht neben­
einander, sondern entfernen sich eines Tages von­
einander. Eine Änderung der Energiestruktur wird 
unvermeidlich, denn unter diesen Bedingungen 
kann ein Energieträger, wie das ö l, nicht in alle 
Ewigkeit eine weltweit entscheidende Rolle spie­
len.
Die bestätigten Ölreserven der freien Welt betra­
gen gegenwärtig etwa 75 Mrd. t. Aus kommunisti­
schen Ländern, möglicherweise m it Ausnahme von 
China, werden keine nennenswerten Ölimporte 
zur Verfügung stehen. W ir verfügen über die so­
genannte unbestätigte Reserve von mehreren 
hundert Milliarden Tonnen. Öl ist fü r den Bedarf 
der Menschen noch weit in das nächste Jahrhun­
dert hinein vorhanden. Die Problematik einer aus­
reichenden Versorgung ist künftig weniger eine 
Frage der Reserven, sondern eine Frage der Fä­
higkeit und Möglichkeit, sich diese Reserven auch 
verfügbar zu machen, und auch eine Frage rapide 
steigender Kosten.
Wenn man sich vor Augen führt, daß sich 80%  
der bereits bestätigten Reserven in ÖPEC-Län- 
dern befinden, so wird sehr schnell deutlich, daß 
der Prüfstand der Energiewirtschaft nicht allein 
eine nationale Frage ist, sondern eine Dimension 
der internationalen Politik annimmt. Und jedem 
von uns dürfte ebenfalls klar sein, daß der Begriff 
„Z e it“ auf diesem Gebiet oft genug schon knapp 
geworden ist. Dank des Alaska-Öls kann Nord­
amerika sein gegenwärtiges Förderniveau vor­
übergehend halten. Es ist jedoch dringend gebo­
ten, die rückläufige Entwicklung der amerikani­
schen Förderung durch umfangreiche Off-Shore- 
Erschließungen rund um den nordamerikanischen 
Kontinent zu ergänzen. Auch die gewaltigen Nord­
see-Erschließungen, die um 1990 ca. 300 Mill. t er­
bringen werden, bedeuten nur eine Deckung von 
etwa 30%  des westeuropäischen Bedarfs zu die­

ser Zeit. Wenn die Ölförderung außerhalb der 
OPEC-Länder in den 90er Jahren etwa 1,4 Mrd. t 
erreichen kann, so müßte bei einem ö lbedarf von 
3,6 Mrd. t die OPEC-Förderung auf etwa 2,2 Mrd. t 
gesteigert werden. Das sind 50%  mehr als heute! 
Der OPEC-Anteil an der Welt-Förderung läge 
dann, wie heute, bei etwa 60%.

Die Anpassung der Ölverbraucherländer an die 
erheblich gestiegenen ölpre ise ist bis heute noch 
nicht gelungen. Viele Länder haben die höheren 
Preise wirtschaftlich im wesentlichen m it dem Mit­
tel Geld überwunden, auch die Bundesrepublik. 
Aus einem Handelsdefizit im Jahre 1974 mit den 
OPEC-Ländern von 13 Mrd. DM ist heute ein Über­
schuß von 5 Mrd. DM geworden. Das ist zwar ein 
erfreuliches Ergebnis, aber damit lassen sich nicht 
die Probleme der Energieversorgung lösen! Bei 
dem Primat der Sicherung der Energieversorgung 
ergeben sich folgende Aufgaben für die Energie­
wirtschaft:

□  Reduzierung des Energieaufwandes pro Ein­
heit Produktion, d. h. Energiesparen, und zwar in 
allen Bereichen;

□  Schaffung von Bedingungen für einen Über­
gang zu einer veränderten Energiebedarfsstruk­
tur, einschließlich der Wärmekopplung, ohne da­
bei die langfristige Wirtschaftsentwicklung zu ge­
fährden.

Notwendige Folgerungen

Was können w ir tun, um diese Ziele zu erreichen?

□  ln erster Linie Energie sparen und gleichzeitig 
die Entwicklung und den Einsatz neuer Techno­
logien zur wirkungsvolleren Nutzung der Energie 
vorantreiben;

□  Fortsetzung der ölsuche außerhalb der OPEC- 
Länder;
□  Förderung traditioneller Energien, wie Kohle, 
und Kernkraft, aber gleichzeitig intensiv auf dem 
Gebiet neuer Energiequellen forschen;
□  Erarbeitung einer ökologischen und ökonomi­
schen Konzeption für alle mit den verschiedenen 
Energieträgern verknüpften Umweltschutzmaßnah­
men.

Diese Ziele müssen nicht nur national, sondern 
weltweit verw irklicht werden.

Nicht völlig in unseren Händen liegt eine auf Ver­
ständigung und Zusammenarbeit auf wirtschaft­
lichem Gebiet mit den OPEC-Ländern ausgerich­
tete Politik. Die OPEC-Politik ist nicht nur von 
ihren ökonomischen Problemen gekennzeichnet, 
sondern auch von politischen Zielen geprägt. Die 
OPEC-Länder sind m ittlerweile als Interessenver­
treter und Sprecher der Dritten Welt anerkannt, 
obwohl gerade diese Länder durch höhere Roh­
ölpreise am stärksten getroffen werden. Die For-
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derungen der OPEC-Länder sind in den Zielen 
der Entwicklungsländer für eine neue Weltwirt­
schaftsordnung wiederzufinden, die letztlich die 
Frage aufwerfen, ob die internationalen Rohstoff­
märkte nach flexiblen marktwirtschaftlichen Kon­
zepten funktionieren sollen oder ob starre d irig i­
stische Methoden das Geschehen bestimmen.

Mit ihren Industrialisierungsplänen verfolgen die 
OPEC-Länder nicht ausschließlich das Ziel, heute 
oder in naher Zukunft den Lebensstandard der 
Bevölkerung zu erhöhen. Die Konsumansprüche 
könnten schon heute durch die Öleinnahmen in 
einem für Entwicklungsländer hohen Maße be­
fried igt werden. Das langfristige Ziel ist es viel­
mehr, eine Industrie aufzubauen, deren Wert­
schöpfung in zukünftigen Jahren die Einkommen 
aus dem ö l ergänzt oder sogar ersetzt. Daß bei 
der Verfolgung dieser Ziele in den einzelnen 
OPEC-Ländern unterschiedliche Strategien einge­
schlagen werden, ist nur natürlich.

Nach 1974 deuteten die ehrgeizigen Industriali­
sierungspläne darauf hin, daß sich auch in den 
traditionell islamisch orientierten OPEC-Ländern 
die gesellschaftlichen Schichten durchsetzen 
konnten, die eine schnelle Industrialisierung trotz 
der Auswirkungen auf Sozialstruktur und die über­
kommenen Wertvorstellungen befürworten. Wel­
che Risiken derartige Entscheidungen in sich tra­

gen, wird uns gerade im Iran dokumentiert. Und 
welche Auswirkungen auf die Weltenergiemärkte 
von dieser Entwicklung ausgehen, wird heute auf 
dem gesamten Erdball spürbar.

Die heutige Energiebilanz muß gegen Ende die­
ses Jahrhunderts sowohl von der Bedarfs- als 
auch Angebotsseite ein verändertes Bild zeigen. 
Würde dieses nicht gelingen, hätte die Energie­
wirtschaft ihre Prüfung nicht bestanden. Voraus­
setzung für eine erfolgreiche Lösung der Zu­
kunftsprobleme sind einerseits eine effiziente in­
ternationale Zusammenarbeit, andererseits aber 
Rahmenbedingungen, die auf den Energiemärkten 
eine dauerhafte Anpassungsfähigkeit an wech­
selnde Situationen ermöglichen. Die bisherigen 
Ansätze im internationalen Rahmen sind nicht 
sehr ermutigend, noch immer gibt es z. B. keine 
europäische Energiepolitik, obwohl darüber seit 
mehr als zwei Jahrzehnten diskutiert und sogar 
offiziell beraten wird. Und im nationalen Rahmen 
haben w ir ebenfalls keinen Konsens etwa in der 
Beurteilung der Rolle der Kernenergie.

Wir sollten nicht vergessen, daß uns die Zeit da­
vonläuft; die Probleme der Energieversorgung 
werden sich nicht durch Warten verflüchtigen, son­
dern uns eines Tages vor sehr unerfreuliche Ent­
scheidungen stellen, wenn w ir sie nicht rechtzeitig 
in Angriff nehmen.
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